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Zur Erhebung des Tierschutzes in den Verfassungsrang
gibt es derzeit Anträge von allen im Bundestag vertrete-
nen Fraktionen außer der CDU/CSU, außerdem auch 
vom Bundesrat. Von den Medien wird eine Vielfalt von
verschiedenen Standpunkten und Interessen ins Spiel
gebracht: ›gemäßigte‹ und ›fanatische‹ Tierschützer,
Massentierhalter, Tiertransporteure, die chemische und
pharmazeutische Industrie, bis hin zu Tierforschern und
führenden wissenschaftlichen Vereinigungen kommen 
zu Wort.

Zur Untersuchung von Policy-Konflikten (und um
einen solchen handelt es sich hier wohl) gibt es einige be-
währte Instrumente, wie die Paradigmenanalyse, die die
Aufmerksamkeit auf die Konkurrenz zwischen verschie-
denen Denkweisen zu bestimmten Fragen richtet; die
Netzwerkanalyse in ihren verschiedenen Ausprägungen,
die davon ausgeht, daß all jene, die von einem bestimmten
Konflikt angesprochen sind, in einem – nicht unbedingt
sichtbaren – Zusammenhang stehen und sich normaler-
weise zu zwei, selten zu mehr konkurrierenden Koalitionen
verdichten; und schließlich die Diskursanalyse, die ihr
Augenmerk auf die Argumentationslinien und deren
Implikationen für mögliche Beteiligte richtet.

Zuerst zur Paradigmenanalyse: Was ist eigentlich die Trag-
weite der vorgeschlagenen Reform? Soll das die westli-
chen Industriegesellschaften kennzeichnende Verständnis
vom Umgang mit der Natur radikal geändert werden?
Dieses Verständnis weist zwar Widersprüche auf, domi-
nant jedenfalls ist die Einstellung zur Natur – und auch
zu Tieren – als etwas, das verwertet, ja verbraucht werden
darf. Natur ist ›bloße‹, tote Materie ohne eigenes Leben
und eigenen Wert. Das ist die Sichtweise, die Francis
Bacon, René Descartes und Isaac Newton vorangetrieben
haben – damals noch unter Berufung auf das Bibelwort
»macht euch die Erde untertan«. Seit dem 18. Jahrhundert
hat sich diese Sichtweise mit dem technischen Fortschritt

und dem Bedeutungsgewinn ökonomisch-utilitaristischen
Denkens allmählich auf weite Bevölkerungskreise der
Industriegesellschaften ausgebreitet. Gleichzeitig gibt es
in eben diesen Gesellschaften auch ein anderes Verständnis
von Natur, beruhend zum Teil auf christlichen Vorstel-
lungen (Natur als Schöpfung, Tiere als Mitgeschöpfe)
oder allgemeiner auf einer Sicht der Natur als mit eigenem
Leben und Wert ausgestattet. Mit der Umweltbewegung
hat diese Sicht zweifellos Auftrieb bekommen, sie bleibt
aber auch jetzt noch bei den meisten politischen und wirt-
schaftlichen Entscheidungen in untergeordneter Position.

Soll die Verfassungsnovelle hier einen Paradigmen-
wandel im Naturverständnis bringen? Von den Tierfor-
schern stellen es manche so dar. Die Befürworter der 
Verfassungsnovelle sind bescheidener. Sie erhoffen, daß
damit kleine Schritte gesetzt werden können und vor
allem das derzeit geltende Tierschutzgesetz voll anwend-
bar wird.

Die Netzwerkanalyse bestätigt diesen Befund. Wenn
Tiere nicht mehr primär Objekte wirtschaftlicher Trans-
aktionen sein sollten, dann würden ganze Erwerbszweige
in ihrer Existenz bedroht sein: Die massentierhaltende
Landwirtschaft samt Schlachthäusern und Transportun-
ternehmen, die Produzenten von Insektiziden (›Pflanzen-
schutzmitteln‹), die auf Tierversuche angewiesenen Teile
der Pharmaindustrie usw. Diese Gruppen würden mit
Sicherheit lautstark protestieren und ihre beträchtlichen
Ressourcen mobilisieren. Die meisten von ihnen scheinen
aber die vorgeschlagene Regelung nicht besonders zu
fürchten. Der Agrarminister befürwortet die Verfassungs-
änderung, ebenso der Präsident des Deutschen Bauern-
verbandes oder die Bundestierärztekammer; auch die
Chemieindustrie scheint sich nicht allzuviel Kopfzerbre-
chen zu machen. Selbst die medizinische und pharma-
zeutische Forschung scheint sich nicht besonders betroffen
zu fühlen, sind doch die meisten ihrer Tierversuche durch

Vo l kmar  Lauber D e r  M a g e n  u n d  d i e  G l i e d e rständen ein entscheidendes Hindernis dar, weil neue Frage-
stellungen mit veränderten Versuchsanordnungen in 
dieser Zeit nicht genehmigt werden.

Ich würde die englische Variante der Tierversuchskon-
trollen favorisieren. Dort erhält man nach Beendigung einer
Ausbildung eine Art Führerschein für Tierversuche, wird
aber stärker im laufenden Betrieb kontrolliert und muß
nicht jedes einzelne Experiment vorher genehmigen lassen.
Gute Zeitschriften achten vor der Veröffentlichung 
auch auf Aspekte des Tierschutzes. Mein Vorschlag wäre,
daß internationale Tierschutzvorschriften vereinbart 
werden, denen sich alle wissenschaftliche Zeitschriften
verpflichten müßten.

Kontrollen durch die Tierschutzkommission werden 
in Berlin bisher vorher angemeldet. Auch das sollte 
meiner Meinung nach geändert werden. Mein Vorschlag
basiert also auf zwei Pfeilern: weniger Bürokratie, aber
wirksamere Kontrolle! 

Es gäbe die Möglichkeit, nun verschiedene Antibiotika 
an den infizierten Tieren zu testen. Da sich Borrelien nur
circa alle zwölf Stunden teilen – der einzige Moment, in
denen Antibiotika angreifen können – dauert die Thera-
pie im Moment noch mehrere Wochen und ist für den
menschlichen Körper belastend. Auch bei den Gerbilen
ist das Testen der Antibiotika wegen der hohen Anzahl
der Injektionen problematisch. Aus Tierschutzgründen
wurde der Versuch deshalb nicht durchgeführt.

Wir versuchen auch herauszufinden, in welchem 
Stadium ihres Lebens die Zecke überhaupt infektiös ist
und ob infizierte Larven ebenso infektiös sind wie das
Nymphen- und Adultstadium. Von nordamerikanischen
Zecken weiß man, daß in den ersten 40 Stunden des
Saugaktes keine Borrelien übertragen werden. Für unsere
europäischen Zecken haben wir diese Frage noch nicht
vollständig beantwortet.

Alle Anträge auf die Genehmigung von Tierversuchen,
die wir bisher an die Tierschutzkommission gestellt haben,
sind durchgekommen. Die experimentelle Planung der
Versuche wurde vorher stets mit dem zuständigen Tier-
schutzbeauftragten der Universität besprochen. Bei meinem
ersten Antrag war der Aufwand, den ich betreiben mußte,
noch groß, inzwischen bin ich routinierter und kann auf
das bauen, was bisher durchgegangen ist.

Das wissenschaftliche Gebiet, auf dem ich forsche, ist
sehr dynamisch und es ist häufig unmöglich vorauszu-
denken, welche Frage man als übernächste stellt und wie
die Durchführung des Versuches auszusehen hat, weil
man das Ergebnis von Experiment A braucht, um zu wis-
sen, wie Experiment B laufen soll. Die Tierschutzkommis-
sion ist dazu verpflichtet, den Antrag innerhalb von drei
Monaten zu bearbeiten, eine Dauer, die eine unangenehme
Verzögerung vieler Experimente bedeuten kann. Einem
Diplomanden, der acht Monate Zeit hat, seine Experi-
mente zu planen, vorzubereiten, und durchzuführen, kann 
ich diese Prozedur nicht zumuten. Für Nachwuchswis-
senschaftler, die unter großem Zeitdruck stehen, stellt die
Langwierigkeit der Genehmigungsverfahren unter Um-

In England erhält man nach Beendigung einer Ausbildung
eine Art Führerschein für Tierversuche und muß nicht jedes
einzelne Experiment vorher genehmigen lassen
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Begründung, daß nur dadurch Freiheit und Wohlstand 
der Gesellschaft gesichert werden könne. Die Argumen-
tation ähnelt der des Manchester-Liberalismus, derzu-
folge eine Regulierung der Wirtschaft durch den Staat 
nur Nachteile bringen kann (mit dem Neoliberalismus ist 
diese Argumentation wieder populärer geworden). Es gibt
dafür auch ältere Beispiele: Der Anspruch der Wissen-
schaft auf Sonderbehandlung und Verwöhnung erinnert
an Menenius Agrippa’s Fabel vom Magen und den Glie-
dern. Francis Bacon zeichnete in seinem Buch »Nova
Atlantis« etwas ähnliches: Eine Welt, von Wissenschaft-
lern regiert, die nur sich selbst verantwortlich sind. Es 
ist ein verständlicher Wunschtraum – aber ist er heute
legitim?

Derartige Ansprüche auf Sonderbehandlung bedürfen
einer sorgfältigen Prüfung. Es kam in der Geschichte
immer wieder vor, daß ein einzelner Berufsstand sich selbst
für zentral hielt und eine Sonderbehandlung beanspruchte.
Durchzusetzen waren diese nur mit Argumenten und/
oder durch die Nutzung von Abhängigkeiten (Lindblom,
Kap. 13 und 14).

Die Produktion von Wissen ist in hochtechnischen
Gesellschaften eine strategische Funktion. Sie hat aller-
dings nichts mit einem Elfenbeinturm gemeinsam, in
dem ›idealistisch‹ geforscht, aber nicht über Außenste-
hende entschieden würde. Vor allem die Naturwissen-
schaft setzt heute eine Vielzahl von Initiativen für die
gesellschaftliche Entwicklung. Die Fähigkeiten zur poli-
tischen Steuerung dieser Initiativen und der Gesellschaft
ganz allgemein sind vergleichsweise wenig entwickelt.
Nicht zuletzt deshalb erscheint es problematisch, die
inhaltliche Bestimmung des Gemeinwohls – und darum
geht es letztlich bei Entscheidungen, wie sie heute etwa
in der Biotechnologie (und nicht nur dort) getroffen 
werden – im Namen der Forschungsfreiheit einer Gruppe
von Experten zu überlassen.

tatsächlich streng; allerdings gibt es einen Bereich, in dem
es praktisch nicht anwendbar ist – eben den verfassungs-
rechtlich geschützten Bereich der Forschungsfreiheit.
Hier haben Verwaltungsgerichte die Anwendung des Tier-
schutzgesetzes – also Kontrollen der Tierforscher durch
Tierschutzbehörden – mit der Begründung abgelehnt,
daß Tierschutz (im Unterschied zu der Forschung) nicht
verfassungsrechtlich abgesichert sei und daher einen 
Eingriff in die Forschungsfreiheit nicht rechtfertigen
könne. Wenn ein Forscher seinen Antrag begründe, habe
ein Gericht das nicht inhaltlich zu kontrollieren. Das
Argument der Tierforscher und Forschungsgesellschaften,
die Verfassungsnovelle sei schlicht überflüssig, erscheint
durch diesen Sachverhalt unglaubwürdig.

Das dritte Argument gegen die Verfassungsnovelle
lautet, daß die Forschung de facto durch eine Flut letztlich
unberechtigter Klagen und einstweiliger Verfügungen
massiv behindert würde, selbst wenn diese in den letzten
Instanzen dann abgewiesen würden. Es zeigt eine mög-
licherweise nicht unberechtigte Angst der Forscher vor
juristischen Verfahren auf, deren Ausgang sie nicht mehr
kontrollieren können. Aus ihrer Sicht besteht also die
Gefahr eines Eindringens ›irrationaler‹ Kräfte in die 
ihrer Ansicht nach wohlgeordnete Welt der Forschung,
gewissermaßen eine Einmischung in die inneren Ange-
legenheiten der Welt der Wissenschaft.

Das führt direkt zum vierten und letzten Argument,
daß die Verfassungsnovelle die Freiheit der Grundlagen-
forschung bedrohe und damit letztlich die Freiheit der
Forschung überhaupt. Der Präsident der Deutschen For-
schungsgemeinschaft malt das für ihn schreckliche Bild 
an die Wand: »Es wird zu einer ständigen Konkurrenz
zwischen dem Grundrecht auf Forschungsfreiheit und
dem Staatsziel Tierschutz kommen.« Es liege im Wesen
der Grundlagenforschung, daß sie ihre Experimente 
nicht so einfach begründen könne wie die angewandte
Forschung; eine Prüfung würde an sich schon eine unzu-
mutbare Belastung bedeuten. Es »widerspräche der For-
schungsfreiheit... ihre Versuche in der Öffentlichkeit und
vor allem vor Gericht im einzelnen begründen zu müssen«
(Deutsche Universitätszeitung 5/1999, S. 10).

Mit diesem Argument sind wir nun beim Kern der Dinge.
Die Vertreter der Tierforschung und die wissenschaftlichen
Verbände lehnen es ab, sich einer solchen Güterabwägung
zu unterwerfen. Sie beanspruchen für diese Forschung
einen absoluten rechtlichen Freiraum, letztlich mit der

Gesetze vorgeschrieben und daher im Fall einer Güter-
abwägung leicht begründbar. Energischer und prinzipieller
Widerstand kommt von einer Stelle: Jenen (wenigen)
Grundlagenforschern, die mit Hilfe von Experimenten
vor allem an Affen Aussagen über die Funktionsweise 
des menschlichen Gehirns erarbeiten wollen. In dieser
Forschung werden die Tiere ein bis drei Jahre für Ver-
suchszwecke genutzt, dann (in tiefer Narkose) getötet
und genau analysiert. Bedeutende Schützenhilfe erhalten 
diese Tierforscher von gewichtigen wissenschaftlichen
Organisationen: Der Deutschen Forschungsgemeinschaft,
der Max-Planck-Gesellschaft und der Hochschulrekto-
renkonferenz.

Selbst ohne einen grundlegenden Paradigmenwechsel in
der Behandlung von Tieren würde die Novelle für diese
Art der Tierforschung erhebliche Auswirkungen haben
und die derzeit nahezu absolute Forschungsfreiheit in
Frage stellen. Es sind im wesentlichen vier Argumente,
mit denen die Ablehnung der ins Auge gefaßten Verfas-
sungsänderung von dieser Seite begründet wird:

1. Die Novelle würde eine radikale Änderung des
Umgangs mit Tieren erfordern, Schlachthöfe und Massen-
tierhalter seien ebenso gefährdet wie die gesamte Nutzung
von Versuchstieren in der medizinischen und pharma-
zeutischen Forschung.

2. Die geplante Verfassungsänderung würde den 
Tierschutz in der Forschung nicht verbessern, weil dieser
ohnehin vorbildlich und das deutsche Tierschutzgesetz
weltweit eines der strengsten sei, das genaue Regelungen
für Forschungsprojekte vorsehe.

3. Die Änderung würde zwar auf der rechtlichen Ebene
letztlich nichts ändern, sie würde aber die Forschung 
über Jahre hinaus mit einer Flut unberechtigter Klagen
eindecken und sie so zur Resignation und Abwanderung
zwingen.

4. Die Änderung würde die Freiheit der Forschung,
vor allem der Grundlagenforschung, entscheidend ein-
schränken, indem sie sie zu einer Güterabwägung (Tier-
schutz gegen Forschungsfreiheit) und einer Rechtfertigung
dieser Abwägung vor staatlichen Behörden zwingt.

Das erste Argument wurde schon oben behandelt. Das
zweite Argument – die deutsche Tierschutzregelung sei
ohnehin vorbildlich und würde durch eine Novelle inhalt-
lich nicht verbessert – stößt bei vielen Juristen offensicht-
lich auf Widerspruch. Das deutsche Tierschutzgesetz ist

»Zu der Zeit, als im Menschen nicht wie jetzt alles im

Einklang miteinander war, sondern von den einzelnen

Gliedern jedes für sich überlegte und für sich redete,

hätten sich die übrigen Körperteile darüber geärgert,

daß durch ihre Fürsorge, durch ihre Mühe und Dienst-

leistung alles für den Bauch getan werde, daß der

Bauch aber in der Mitte ruhig bleibe und nichts anderes

tue, als sich der dargebotenen Genüsse zu erfreuen.

Sie hätten sich daher verschworen, die Hände sollten

keine Speise mehr zum Munde führen, der Mund solle,

was ihm dargeboten werde, nicht mehr aufnehmen

und die Zähne sollten nicht mehr kauen. Indem sie in

diesem Zorn den Bauch durch Hunger zähmen wollten,

habe zugleich die Glieder selbst und den ganzen Körper

schlimmste Entkräftung befallen. Da sei dann klar

geworden, daß auch der Bauch eifrig seinen Dienst tue

und daß er nicht mehr ernährt werde als daß er ernähre,

indem er das Blut, von dem wir leben und stark sind,

gleichmäßig auf die Adern verteilt, in alle Teile des

Körpers zurückströmen lasse, nachdem es durch die

Verdauung der Nahrung seine Kraft erhalten habe.

Indem Agrippa dann einen Vergleich anstellte, wie

ähnlich der innere Aufruhr des Körpers dem Zorn der

Plebs gegen die Patrizier sei, habe er die Menschen

umgestimmt.«

Livius, Römische Geschichte, Buch II, Kap. 32
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Wer eine gesetzliche Regelung auf den Weg bringt, kennt
oft genug deren tatsächliche Folgen – einschließlich mehr
oder weniger einschneidender Nebenwirkungen – eigent-
lich nicht. Man muß nicht an die Investitionsabschrei-
bungen denken, die den Aufbau in den neuen Ländern
fördern sollten und zu einem wohlfeilen Steuerschlupf-
loch geworden sind, oder an die heftig umstrittene Rege-
lung der sogenannten 630-Mark-Jobs. Ein wenig drama-
tisches, aber exemplarisches Beispiel für eine Regelung,
die in hohem Maße die schädigt, denen sie eigentlich
nutzen soll, ist der Kündigungsschutz, der Angestellten
nach fünf Jahren im selben Arbeitsverhältnis den Anspruch
auf Dauerbeschäftigung sichern soll. Das Ergebnis dieser
Regelung ist, daß immer dann, wenn die kritischen Be-
dingungen für ihre Anwendung eintreten, die Arbeitsver-
hältnisse vorsorglich beendigt werden: Jede befristete
Stelle ist aufgrund des Kündigungsschutzes nach fünf
Jahren de facto nicht mehr verlängerbar, gleichgültig 
wie sinnlos dieser Einschnitt ist. Weil der vom Gesetz
anvisierte generelle Schutz nicht gewährt werden soll 
und kann, wird dem Betroffenen auch der partielle Schutz
verweigert. Man sieht leicht, daß die tatsächliche Wir-
kung eines Gesetzes ganz entscheidend abhängt von 
der Interessenlage, in die es eingreift, und von anderen
gesetzlichen Regelungen, die es begrenzen. Der neue 
Vorstoß zugunsten der Tiere macht da keine Ausnahme.

Vielmehr muß es, so gesehen, heftige Bedenken wecken,
daß die Argumentation für den Verfassungsrang des 
Tierschutzes von Anfang an eigentlich nur auf indirekte
Gründe gestützt wird, nämlich auf Gründe, die an andere
(verfassungs)rechtliche Regelungen gebunden sind. Ver-
teidigt wird in Wahrheit gar nicht die einfache, für jeden
nicht gänzlich abgestumpften Bürger anscheinend selbst-
verständliche, jedenfalls unstrittig vertretbare Maxime,
die nach dem Koalitionsentwurf die hier noch einmal in
Erinnerung gerufene Fassung haben soll:

»Tiere werden als Mitgeschöpfe geachtet. Sie werden vor
nicht artgemäßer Haltung, vermeidbaren Leiden und in
ihren Lebensräumen geschützt.«

Abschwächende Alternativen, die zum Beispiel in der
Bundesratsvorlage von Rheinland-Pfalz den zweiten Satz
umformulieren in: »Sie werden im Rahmen der Gesetze
vor vermeidbaren Leiden und Schäden geschützt«, ändern
die Grundposition nicht. Die Diskussion geht in Wirk-
lichkeit nicht um das auch im Koalitionswortlaut durch-
aus konditionale Grundrecht als solches (untersagt werden
allemal nur vermeidbare Beeinträchtigungen), sondern
allein darum, daß durch die formale Erhebung in den
Rang eines Grundrechts andere Regelungen bekräftigt
oder entgegenstehende eingeschränkt werden sollen. Ehe
wir die merkwürdigen Frontlinien inspizieren, die durch
diese indirekte Zielsetzung verursacht werden und die
ohnehin mit zusätzlichen Interessenlagen verquickt sind,
ist die beträchtliche Emotionalität zu erwähnen, die die
Auseinandersetzung durchzieht.

Auch wenn man sich darüber verständigt, daß Gewalt-
androhungen von seiten irrational reagierender Tier-
schützer indiskutabel und in die erläuternden Betrach-
tungen nicht einzubeziehen sind, bleibt die gefühls-
geladene Anspannung verwunderlich, die sich vor allem
gegen Wissenschaftler richtet, die mit Tierversuchen
befaßt sind. Obwohl es nicht reicht, diesen Gefühlsstau
als unvernünftig abzutun, wird man eine einfache Er-
klärung, die mit einem einzigen klaren Motiv auskommt,
nicht geben können. Zwar sind emotionale Gründe selten
ganz transparent, aber anders als etwa beim Benzinpreis,
beim Asylrecht oder bei der Reaktorsicherheit sind 
persönliche Nachteile oder Ängste, die in der Regel den
Kern der Emotionen bilden, beim Tierschutz nicht
unmittelbar gegeben. So bleibt eine diffuse Motivations-
lage, die vielleicht durch die Erörterung der eigenartigen
Argumentationskonstellation etwas verständlicher wird,
ohne daß damit dann alles geklärt sein müßte.

Manfred  B ierw i sch T ierschutz  a l s  Grundrecht

Logische Merkwürdigkeiten einer Argumentation

1. Akt: Die hessische CDU verkündet auf einer gemein-
samen Pressekonferenz mit der Ökologisch-Demokrati-
schen Partei, daß sie angesichts der Reformunfähigkeit
der Bundesregierung nun eine Bundesratsinitiative zur
Änderung des Grundgesetzes betreibe, die artgerechte
Tierhaltung zum Ziel habe. Am Tag vorher war im Focus
ein Artikel erschienen, welcher mit erschütternden Fotos
Tierversuche und Massentierhaltung anklagte. Die Initi-
ative der CDU mit einem vorbereiteten Gesetzestext er-
wischt die Bundesregierung kalt. Samstag und Sonntag
äußern sich sieben Minister und Abgeordnete der Regie-
rungsparteien mit neun verschiedenen Vorschlägen für ein
solches Gesetz.

2. Akt: Der Bundestag beschließt im Eilverfahren eine
Grundgesetzänderung und ein Durchführungsgesetz. Der
Protest des Abgeordneten Wolfgang Ullmann, daß die
von den letzten Abgeordneten der DDR gewünschten
Grundgesetzänderungen noch nicht beraten worden seien,
wird in der Presse nicht zitiert, außer im Berliner Lokal-
teil der taz.

Auf einer Nebenbühne:
Die Beamten des Innenministeriums und des Umwelt-
ministeriums bereiten sich auf die Novellierung der in-
konsistenten Paragraphen des Durchführungsgesetzes
vor. Zeitgleich veröffentlicht der Spiegel einige der Stil-
blüten.

3. Akt: Die Staatsanwaltschaften werden mit Spontan-
klagen gegen alle mit Tierversuchen beschäftigten oder
nichtbeschäftigten wissenschaftlichen Institute bombar-
diert. Wegen formaler Mängel oder nichtvorhandener
Versuchstiere scheitern diese Verfahren. Mit der Ausnahme
eines Verfahrens, das der hessische Tierrechtsbeauftragte
Ilja Richter gegen ein privates Wellensittichforschungs-
institut angestrengt hatte.

4. Akt: Die drei großen Naturschutzverbände reichen
gemeinsam eine gutvorbereitete Klage gegen nieder-
sächsische Geflügelzüchter ein. Die Elite der (gerade in
Deutschland besonders gepflegten) Gänse- und Hühner-
forschung von Seeviesen bis Flensburg informiert das
Gericht mit Dokumentarfilmen und Computersimula-
tionen über das arttypische Verhalten des Geflügels bzw.
seiner wildlebenden Verwandten, welche das arttypische
in besonders typischer Weise typisieren. Während dieses
Verfahren in die zweite Instanz geht, erklären die beklagten
Unternehmen überraschend, daß sie ihre Produktion ver-
lagern auf Betriebe, die sie seit 1999 im polnischen Slubice
(Frankfurt/Oder), im Elsaß und auf umgebauten liberia-
nischen Tankern auf der Nordsee geschaffen haben.

5. Akt: Die Artgerechtheitsverfahren routinisieren sich.
Die zur Fernseh-Prominenz aufgestiegenen biologischen
Gutachter des Geflügelverfahrens werden von den
Gerichten um die Benennung qualifizierter Artgerecht-
heitsgutachter (AGGA) gebeten. Die Universität Hohen-
heim schafft einen neuen Studiengang im Fach Biologie
für AGGA.

Auf Nebenbühnen:
Die zweite Welle der Verfahren gegen die Tierversuche
führt vor das Bundesverfassungsgericht, da eine Normen-
konkurrenz mit der Wissenschaftsfreiheit und mit der
Pflicht zur medizinischen Forschung vermutet wird,
zugleich führen die Verfahren zu einer Vervielfachung der
vor Gericht verbrachten Arbeitsstunden der Instituts-
direktoren. Die DFG bewilligt einen eigenen Prozeß-
kostenetat für Artgerechtheitsprozesse bei Anträgen.

6. Akt: Der Verband Berliner Kampfhundehalter strengt
eine Normkontrollklage gegen Leinenzwang und Maul-
korbpflicht an. Die herangezogenen AGGA führen über-
zeugend aus, daß Leine und Maulkorb den artspezifischen
Jagdtrieb der Hunde grundgesetzwidrig einschränken.
Der vom Gericht bemühte Ethnologe muß bestätigen,
daß in Sibirien, dem letzten großen Habitat von Canis
lupus und dem der diesen am nächsten verwandten und
urtümlichsten Hunderassen es als natürlich gilt, daß
Krabbelkinder dem artspezifischen Jagdtrieb von Canis
lupus vel vulgaris zum Opfer fallen. Das Gericht emp-
fiehlt in der mündlichen Begründung des Urteils zum
Verbot von Maulkörben und Hundeleinen den Bau von
Schutzzäunen um Kinderspielplätze.

Nebenbühne:
Die Proteste des Kinderschutzbundes gegen dieses Urteil
führen zu massiven Protesten der hundeschützenden Ver-
bände. Ein in Berlin-Kreuzberg ansässiges Vorstands-
mitglied des Kinderschutzbundes wird bei der nach
Gutachteraussage völlig unbegründeten Flucht vor »art-
typisch spielenden« Hunden, nachdem er auf dem Bür-
gersteig bedauerlicherweise ausrutschte, von selbigen
durch Nackenbiß getötet. Es kommt zu Rücktritten unter
den Mitgliedern des Kinderschutzbundes, der Restvor-
stand verwahrt sich ausdrücklich gegen den Vorwurf der
grundgesetzfeindlichen Bestrebung.

7. Akt: Die Bundesregierung verteidigt sich gegen den
Vorwurf der Opposition, daß sie daran dächte, das
Grundgesetz bezüglich der Artgerechtheit zu ändern.
Gerade ihr als der damals initiativen Kraft dürfe man mit
einer solchen Unterstellung nicht kommen. Der ohnehin
zum Rücktritt vorgesehene Umweltminister wird bei einem
daraufhin angesetzten PR-Termin mit einem artgerecht
lebenden Esel beim Versuch, diesen (was artungerecht ist)
zu streicheln, getreten. Er überlebt als Koma-Patient. Der
Innenminister bittet die letzten noch lebenden Experten
für die in den 70ern aus dem BGB entfernten Paragraphen
über Bienenschwärme um ein Gutachten zur Frage, wie
man ein Gesetz so gestalten könne, daß es nicht genutzt
werde.
Aus den Gutachten entstehen drei rechtshistorische Pro-
motionen und eine von der bbaw prämierte Habilitation.
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